
• , Bundesnetzagentur 

Beschlusskammer 9 Aktenzeichen: BK9-16/8253-RK12-16 

Beschluss 

In dem Verwaltungsverfahren nach § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 1 und 

Nr. 2, § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1a i.V.m. § 5 Abs. 3 und 4 i.V.m. § 34 Abs. 4 ARegV 

wegen Genehmigung des Regulierungskontosaldos und Anpassung der Erlösober­

grenze nach Maßgabe des § 5 ARegV 

hat die Beschlusskammer 9 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekom­

munikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn, 

durch die Beisitzerin als Vorsitzende Anne Christine Zeidler, 

den Beisitzer Roland Naas 

und die Beisitzerin Dr. Ulrike Schimmel, 

gegenüber der TWS Netz GmbH, Schussenstr. 22, 88212 Ravensburg, vertreten 

durch die Geschäftsführung 

- Antragstellerin ­



- enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse ­

am 08.07.2019 beschlossen: 

1.) Der Regulierungskontosaldo zum 31 .12.2016 wird abweichend vom Antrag 

mit dem Wert festgelegt. Dem Antrag auf Anpassung der kalen­

derjährlichen Er

 

lösobergrenzen der dritten Regulierungsperiode wird insoweit 

stattgegeben, als die Antragstellerin verpflichtet ist, ihre jeweilige kalenderjähr­

liche Erlösobergrenze der dritten Regulierungsperiode um den in Anlage 

R1_Gesamt dieses Beschlusses für das jeweilige Jahr der Regulierungsperio­

de ermittelten Betrag anzupassen. Im Übrigen wird der Antrag abgelehnt. 

2.) Eine Kostenentscheidung bleibt vorbehalten. 

Gründe 

1. 

Die Antragstellerin hat einen Antrag auf Genehmigung des ermittelten Regulierungs­

kontosaldos zum 31 .12.2016 und Anpassung der kalenderjährlichen Erlösobergren­

zen für die dritte Regulierungsperiode gemäß§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1a i.V.m. § 5 Abs. 

3 und 4 i.V.m. § 34 Abs. 4 ARegV gestellt. Die über das Energiedatenportal der Bun­

desnetzagentur übermittelten Erhebungsbögen (Erhebungsbogen zum Regulie­

rungskonto sowie Erhebungsbogen gemäß § 28 Nr. 1, 3 und 4 Anreizregulierungs­

verord nung) liegen der Entscheidung zu Grunde. 

Die Beschlusskammer hat den Antrag geprüft und der Antragstellerin u.a. mit Schrei­

ben vom 09.01 .2019 Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Die Antragstellerin hat 

insbesondere mit Schreiben vom 25.01 .2019 Stellung genommen. Darin stellt der 

Netzbetreiber fest, dass die Beschlusskammer den Erweiterungsfaktor für die Jahre 

2013 und 2014 nicht auf die Erlösobergrenze nach Anpassung der Netzveränderung 

in 2013 angewandt hat. 

Der Erweiterungsfaktorantrag wurde am 29.06.2012 gestellt. Der Netzübergang er­

folgte zum 01.01 .2013. Die Beschlusskammer bestätigt daher nochmals ihre Vorge­

hensweise, dass der Erweiterungsfaktor grundsätzlich auf die Erlösobergrenze vor 
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Netzveränderung anzuwenden ist, da das Bestandsnetz zugrunde gelegt wird und 

sich die Netzbetreiber über evtl. übergehende Erweiterungsfaktoren im Rahmen ih­

res Netzübergangsantrags einigen. Mit dem Netzübergang korrespondierende An­

passungen der Erlösobergrenze wurden im Rahmen der Anpassung der Erlösober­

grenzen 2013 und 2014 berücksichtigt (siehe EOG-TOOL Blatt R2_2013-1bzw. 

R2_2014-, Spalte 1) . 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Verfahrensakte verwiesen. 

11. 

Die Entscheidung über den Antrag der Antragsstellerin auf Genehmigung des 

Regulierungskontosaldos und der sich daraus ergebenden Anpassung der 

Erlösobergrenzen ergeht auf Grundlage des § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 

Nr. 1 und Nr. 2 , § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 a i.V.m. § 5 Abs. 3, 4 i.V.m. § 34 Abs. 4 

ARegV. Dem Antrag war im tenorierten Umfang stattzugeben. 

1. Zuständigkeit 

Die Bundesnetzagentur ist gemäß § 54 Abs. 1 und Abs. 3 EnWG die zuständige Re­

gulierungsbehörde. Die Zuständigkeit der Beschlusskammer ergibt sich aus § 59 

Abs. 1 Satz 1 EnWG. 

2. Ermächtigungsgrundlage 

Ermächtigungsgrundlage für die Entscheidung über die Genehmigung des Regulie­

rungskontosaldos und der beantragten Anpassung der Erlösobergrenze ist § 29 

Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2, § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1a i.V.m. § 5 

Abs. 3 und Abs. 4 i.V.m. § 34 Abs. 4 ARegV. Während in § 29 Abs. 1 EnWG u.a. ge­

regelt ist, dass die Regulierungsbehörde Entscheidungen nach den in § 21 a Abs. 6 

EnWG genannten Rechtsverordnungen, zu denen auch die Anreizregulierungsver­

ordnung gehört, durch Festlegung oder durch Genehmigung trifft, konkretisiert § 32 

Abs. 1 ARegV diese Ermächtigung u.a. dahingehend, dass die Regulierungsbehörde 

Festlegungen oder Genehmigungen nach § 29 Abs. 1 des Energiewirtschaftsgeset­

zes zur Anpassung der Erlösobergrenzen nach § 4 Abs. 3 bis 5 (Abs. 1 Nr. 1) bzw. 
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- enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse ­

zur Ausgestaltung und zum Ausgleich des Regulierungskontos nach § 5 ARegV 

(Abs. 1 Nr. 2) treffen kann. 

§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 a ARegV bestimmt, dass auf Antrag des Netzbetreibers eine 

Anpassung der Erlösobergrenze nach Maßgabe des § 5 ARegV erfolgt. Unter der 

Formulierung „nach Maßgabe des § 5 ARegV" ist zu verstehen, dass sich die Anpas­

sungsbeträge aus dem vom Netzbetreiber ermittelten Saldo des Regulierungskontos 

ergeben. Dieser unterliegt gemäß § 5 Abs. 3 Satz 1 ARegV ebenso wie dessen Ver­

teilung der Genehmigungspflicht durch die Regulierungsbehörde. Die Zu- oder Ab­

schläge (Anpassungsbeträge) auf die kalenderjährlichen Erlösobergrenzen des 

Netzbetreibers werden demnach anhand des ermittelten Regulierungskontosaldos 

bestimmt. Der Antrag ist gemäß § 4 Abs. 4 Satz 3 ARegV einmal jährlich zum 30.06. 

zu stellen: die Anpassung erfolgt nach § 4 Abs. 4 Satz 2 ARegV zum 01.01. des fol­

genden Jahres. 

§ 34 Abs. 4 ARegV enthält eine Übergangsregelung für die erstmalige Beantragung 

des Regulierungskontosaldos und der sich daraus ergebenden Anpassung der Er­

lösobergrenze. Nach § 34 Abs. 4 Satz 1 ARegV kann der Netzbetreiber einen Antrag 

nach§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1a i.V.m. § 5 ARegV erstmals zum 30.06.2017 stellen. Bei 

der ersten Auflösung des Regulierungskontos umfasst die Auflösung gemäß § 34 

Abs. 4 Satz 2 ARegV alle noch offenen Kalenderjahre. Dies betrifft die Kalenderjahre 

2012 bis 2016. § 34 Abs. 4 Satz 3 ARegV regelt, dass der ermittelte Saldo abwei- . 

chend von der Regelung in § 5 Abs. 3 ARegV (Auflösung über drei Jahre) annuitä­

tisch bis zum Ende der dritten Regulierungsperiode (Auflösung über fünf Jahre) 

durch Zu- oder Abschläge auf die Erlösobergrenze verteilt wird. 

Die Erlösobergrenze selbst wird für die dritte Regulierungsperiode vom 01 .01.2018 

bis 31.12.2022 für jedes Kalenderjahr der gesamten Regulierungsperiode gemäß§ 4 

Abs. 1 ARegV nach Maßgabe der§§ 5 bis 16, 19, 22, 24 und 25 ARegV durch die 

Regulierungsbehörde bestimmt. Die Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösober­

grenzen erfolgt durch Festlegung nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV i.V.m. § 29 Abs. 1 

EnWG. 

Zur Bestimmung der Höhe der Anpassung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 

des Netzbetreibers wird im Rahmen der erstmaligen Beantragung der Saldo des Re­

gulierungskontos zum 31 .12.2016 vom Netzbetreiber ermittelt. Dieser ergibt sich aus 

den jährlich vom Netzbetreiber auf dem Regulierungskonto verbuchten Differenzen 
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der noch offenen Kalenderjahre 2012 bis 2016, die mit diesem Beschluss entweder 

genehmigt oder abweichend festgelegt werden. 

Dies sind gemäß§ 5 Abs. 1 und 1a ARegV die Differenzen 

zwischen 

- den nach § 4 ARegV zulässigen Erlösen und den vom Netzbetreiber unter Be­

rücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwicklungen erzielbaren Erlösen 

gemäß § 5 Abs. 1 S. 1 ARegV, 

- den tatsächlichen und den in der Erlösobergrenze enthaltenen Kosten aus der 

erforderlichen Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen gemäß § 5 Abs. 1 

S. 2 ARegV i.V.m. § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 ARegV, 

- den tatsächlichen und den in der Erlösobergrenze enthaltenen Kosten aus In­

vestitionsmaßnahmen gemäß§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV i.V.m. § 11 Abs. 2 S. 1 

Nr. 6 ARegV, 

- den im jeweiligen Kalenderjahr entstandenen Kosten nach § 11 Abs. 5 ARegV 

(volatile Kosten) und den in der Erlösobergrenze diesbezüglich enthaltenen 

Ansätzen gemäß§ 5 Abs. 1 S. 2 ARegV i. V. m. § 11 Abs. 5 ARegV, 

- den für das Kalenderjahr bei effizienter Leistungserbringung entstehenden 

Kosten des Messstellenbetriebs, zu dem auch die Messung gehört und den in 

der Erlösobergrenze diesbezüglich enthaltenen Ansätzen, soweit diese Diffe­

renz durch Änderungen der Zahl der Anschlussnutzer, bei denen der Mess­

stellenbetrieb durch den Netzbetreiber durchgeführt wird , verursacht wird und 

soweit es sich nicht um Kosten für den Messstellenbetrieb von modernen 

Messeinrichtungen und intelligenten Messsystemen im Sinne des Messstel­

lenbetriebsgesetz handelt 

sowie 

- der Differenz aus dem genehmigten Kapitalkostenaufschlag nach § 1Oa und 

dem Kapitalkostenaufschlag, wie er sich bei Berücksichtigung der tatsächlich 

entstandenen Kapitalkosten ergibt, § 5 Abs. 1 a ARegV. 

Sofern die Antragstellerin die Differenzen und im Ergebnis den Regulierungskonto­

saldo zum 31 .12.2016 und die sich daraus· ergebenden Zu- oder Abschläge richtig 
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berechnet hat, ist der Antrag wie beantragt zu genehmigen. Anderenfalls sind der 

Regulierungskontosaldo zum 31 .12.2016 und die sich daraus ergebenden Anpas­

sungsbeträge abweichend vom Antrag festzulegen. 

3. Antragsvoraussetzungen 

Die Genehmigung des Regulierungskontosaldos bzw. der Antrag auf Anpassung der 

Erlösobergrenze setzt formell einen form- und fristgerecht gestellten Antrag voraus. 

Materiell setzt die Genehmigung des Regulierungskontosaldos und der sich daraus 

ergebenden Anpassung lediglich voraus, dass der Netzbetreiber den Saldo des Re­

gulierungskontos und die Zu- oder Abschläge auf die Erlösobergrenze richtig be­

rechnet hat. Anderenfalls legt die Regulierungsbehörde diese Größen mit diesem 

Beschluss abweichend vom Antrag fest. 

4. Anpassung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 

Gemäß § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 a i.V.m. § 5 ARegV ist eine Anpassung der kalender­

jährlichen Erlösobergrenzen erforderlich. 

4.1. Antragszeitpunkt 

Der Antrag nach § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1a i.V.m. § 5 ARegV muss gern. § 4 Abs. 4 

Satz 3 ARegV einmal jährlich zum 30.Juni. eines Kalenderjahres gestellt werden. 

Gemäß der Übergangsregelung in § 34 Abs. 4 ARegV kann der Antrag erstmals zum 

30.Juni 2017 gestellt werden. 

4.2. Antragsform 

Der Antrag nach § 4 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 a ARegV muss gemäß § 5 Abs. 4 S. 

1 ARegV neben dem ermittelten Saldo die der Anpassung zugrunde liegenden Da­

ten, insbesondere die nach § 4 zulässigen und die tatsächlich erzielten Erlöse des 

abgelaufenen Kalenderjahres enthalten. Gemäß§ 5 Abs. 4 Satz 2 ARegV muss der 

Antrag weiterhin Angaben zur Höhe der tatsächlich entstandenen Kapitalkosten und 

der dem Kapitalkostenaufschlag nach § 1Oa zugrunde gelegten betriebsnotwendigen 

Anlagegüter enthalten. Hierzu gehören insbesondere Angaben zu den Anschaffungs­

und Herstellungskosten und die jeweils in Anwendung gebrachte betriebsgewöhnli­

che Nutzungsdauer nach Anlage 1 der Gasnetzentgeltverordnung. Sinn und Zweck 

der Regelung ist es, die Bewegungen auf dem Regulierungskonto für die genehmi­
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gende Regulierungsbehörde transparent darzustellen. Für die Jahre 2012 bis 2016 

ist der Kapitalkostenaufschlag nicht relevant. 

Der Antrag wurde von der Antragstellerin mit den der Anpassung zugrunde liegenden 

Daten formgerecht schriftlich bzw. elektronisch bei der Bundesnetzagentur einge­

reicht. Die zum Antrag gehörenden Erhebungsbögen wurden unter Nutzung der ak­

tuellen Version der von der Bundesnetzagentur zum Download bereitgestellten 

XLSX-Datei hinsichtlich der wesentlichen Angaben vollständ ig und formal richtig 

ausgefüllt übermittelt. Dem Antrag wurden die für die Prüfung des Antrages erforder­

lichen Unterlagen beigefügt. 

4.3. Antragszeitraum 

Die Antragstellerin hat eine Anpassung der Erlösobergrenzen der Jahre 2018 bis 

2022 beantragt. Grundsätzlich beantragt der Netzbetreiber den von ihm ermittelten 

Regulierungskontosaldo für das letzte abgeschlossene Kalenderjahr. Dieser wird 

gemäß § 5 Abs. 3 Satz 2 ARegV annuitätisch über die drei dem Jahr der Ermittlung 

folgenden Kalenderjahre durch Zu- oder Abschläge auf die Erlösobergrenze verteilt. 

In § 34 Abs. 4 ARegV hat der Verordnungsgeber jedoch eine Übergangsregelung 

getroffen, die für den Erstantrag zum 30.06.2017 eine abweichende Vorgehensweise 

vorschreibt. Danach wird der nach § 5 ARegV ermittelte Saldo, in den alle noch offe­

nen Kalenderjahre (2012 bis 2016) einzubeziehen sind, annuitätisch bis zum Ende 

der dritten Regulierungsperiode durch Zu- oder Abschläge auf die Erlösobergrenze 

verteilt. Der Netzbetreiber beantragt demnach zum 30.06.2017 die Genehmigung 

des Regulierungskontosaldos zum 31.12.2016, der auf Grundlage der Differenzen 

der Jahre 2012 bis 2016 ermittelt wird, und die entsprechende Anpassung der Erlös­

obergrenzen der Jahre 2018 bis 2022. 

4.4. Antragsgegenstand 

Gegenstand des Antrages ist die Genehmigung des Regulierungskontosaldos zum 

31 .12.2016 und die Genehmigung der sich daraus ergebenden Anpassungsbeträge 

der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der Antragstellerin für die dritte Regulie­

rungsperiode. 
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5. Ermittlung der Anpassung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 

Die Zu- oder Abschläge auf die kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der dritten Re­

gulierungsperiode (Kalenderjahre 2018 bis 2022) basieren auf dem abweichend fest­

gelegten Regulierungskontosaldo zum 31.12.2016. 

Der Netzbetreiber hat einen Regulierungskontosaldo zum 31 .12.2016 in Höhe von 

beantragt. Der Regulierungskontosaldo zum 31 .12.2016 war abwei­

chend vom Antrag mit dem Wert 

festzulegen. 

Der Regulierungskontosaldo der Antragstellerin zum 31 .12.2016 resultiert aus den 

jährlich, jeweils am Ende der Kalenderjahre 2012 bis 2016 vom Netzbetreiber auf 

dem Regulierungskonto verbuchten Differenzen gemäß § 5 Abs.1 und 1 a ARegV. 

Aufgrund der Übergangsregelung in § 34 Abs. 4 Satz 2, nach der die erste Auflösung 

des Regulierungskontos alle noch offenen Jahre umfasst, waren die Differenzen der 

Kalenderjahre 2012 bis 2015 zusätzlich zu den Differenzen des Kalenderjahres 2016 

in die Berechnung des Saldos zum 31 .12.2016 einzubeziehen. 

Die Beschlusskammer hat die vom Netzbetreiber ermittelten und auf dem Regulie­

rungskonto verbuchten Differenzen der Jahre 2012 bis 2016 und den sich daraus 

zum 31.12.2016 ergebenden Regulierungskontosaldo geprüft. Betreffend die Diffe­

renzen der einzelnen Kalenderjahre ist die Beschlusskammer zu folgenden Prüfer­

gebnissen gekommen: 

5.1. Jährliche Differenzen 

Für die Berechnung der jährlichen Differenzen der Jahre 2012 bis 2016 wird auf die 

Anlage R1_Gesamt und auf die schriftlichen Erläuterungen in der Anlage R verwie­

sen. 

5.2. 	 Verzinsung der Differenzen und Berechnung des Regulierungskonto­

saldos 2016 

Die genehmigten bzw. abweichend festgelegten Differenzen der Jahre 2012 bis 2016 

waren gemäß§ 5 Abs. 2 ARegV in Höhe des im jeweiligen Kalender durchschnittlich 

gebundenen Betrags zu verzinsen. wobei sich der durchschnittlich gebundene Be­

trag aus dem Mittelwert von Jahresanfangs- und Jahresendbestand ergibt. Die Ver­

8 



- enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse ­

zinsung richtet sich nach dem auf die letzten zehn abgeschlossenen Kalenderjahre 

bezogenen Durchschnitt der von der Deutschen Bundesbank veröffentlichten Um­

laufrendite festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten. Unter Berücksichti­

gung der Verzinsung ergibt sich der oben benannte abweichend festgelegte Regulie­

rungskontosaldo zum 31.12.2016. 

5.3. Berechnung der Anpassungsbeträge 

Zur Bestimmung der Anpassungsbeträge .ist gemäß § 5 Abs. 3 Satz 2 ARegV der 

Regulierungskontosaldo in drei Annuitäten aufzuteilen. Abweichend hiervon ist ge­

mäß der Übergangsregelung nach § 34 Abs. 4 ARegV der Regulierungskontosaldo 

zum 31.12.2016 über die Erlöso~ergrenzen der gesamten dritten Regulierungsperio­

de zu verteilen, so dass insgesamt fünf Annuitäten zu bilden sind . 

Für die Berechnung der Annuitäten der Jahre 2018 ff. bildet der Barwert zum 

30.06.2017 die Grundlage. Hierdurch wird dem Umstand Rechnung getragen , dass 

die Zu- bzw. Abschläge auf die EOG kontinuierlich über das Jahr zu- bzw. abfließen. 

Die sich daraus ergebenden abweichend ·festgelegten Anpassungsbeträge der ka­

lenderjährlichen Erlösobergrenzen der Antragstellerin ergeben sich aus Anlage 

R1_Gesamt des vorliegenden Beschlusses. Für die Antragstellerin sind die kalen­

derjährlichen Erlösobergrenzen 2018 bis 2022 gemäß Ziffer: 1.) des Tenors um 

nzupassen. 

6. 	 Rückwirkende Genehmigung des Regulierungskontosaldos und der 

sich daraus ergebenden Anpassungsbeträge 

Die in diesem Beschluss erfolgte abweichende Bescheidung des Regulierungskonto­

saldos und der sich daraus ergebenden Anpassungsbeträge der kalenderjährlichen 

Erlösobergrenzen konnte nicht vor dem 01.01.2018 erfolgen. 

Dies liegt in der zeitlichen Überschneidung der Prozesse zum Regulierungskonto mit 

den Verfahren zur Festlegung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen für die dritte 

Regulierungsperiode begründet. Die Erlösobergrenzen-Verfahren, insbesondere die 

Bestimmung des Ausgangsniveaus gemäß § 6 Abs. 1 ARegV als Teil des Verfah­

rens, waren im zweiten Halbjahr 2017 vorrangig zu bearbeiten , da die Kostenprüfung 

wiederum vorgreiflich für die Effizienzwertermittlung war. Neben den Erlösobergren­
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zen-Verfahren waren aufgrund der Neufassung von § 1Oa ARegV bis zum Ende des 

Jahres 2017 entsprechende Verfahren zur Genehmigung von Kapitalkostenaufschlä­

gen durchzuführen. Zusätzlich kam erschwerend hinzu 1 dass es für die Bestimmung 

des Regulierungskontosaldos erforderlich war, dass vorgreifliche Verfahren nach § 

10 ARegV zu Erweiterungsfaktoranträgen sowie nach § 26 Abs. 2 ARegV zu teilwei­

sen Netzübergängen abgeschlossen sein mussten, bevor die Entscheidungen zur 

Genehmigung der entsprechenden Regulierungskontosalden spruchreif waren. Auch 

dem Abschluss dieser Verfahren war daher Priorität einzuräumen. 

Aufgrund der Rechtsprechung des OLG Düsseldorf zur rückwirkenden Festlegung 

des Qualitätselements nach § 19 ARegV sieht sich die Beschlusskammer veranlasst, 

hilfsweise Ermessenserwägungen in Bezug auf die rückwirkende Genehmigung der 

Anpassung der Erlösobergrenze in diesem konkreten Einzelfall anzustellen. Der Be­

schlusskammer ist bewusst. dass rückwirkende Genehmigungen die Ausnahme sein 

sollten (vgl. OLG Düsseldorf, Beschluss vom 15.02.2017, Vl-3 Kart 155/15 M. Rn. 

38, juris). Im Rahmen des ihr zustehenden Regulierungsermessens hat sich die Be­

schlusskammer jedoch entschieden, von einer vorläufigen Genehmigung nach § 72 

EnWG abzusehen und die Anpassung der Erlösobergrenzen der Jahre 2018 bis 

2022 nach Maßgabe des§ 5 ARegV rückwirkend zum 01 .01.2018 zu genehmigen. 

Eine vorläufige Genehmigung nach § 72 EnWG war aus Sicht der Beschlusskammer 

nicht zweckdienlich für das Verfahren sowie die Vereinnahmung von Netzentgelten. 

Zum Jahresende 2017 war dem Netzbetreiber der wahrscheinliche Anpassungsbe­

trag für die Erlösobergrenze 2018 durch seinen Antrag bekannt. Eine vorläufige Fest­

legung hätte also keinen wesentlichen inhaltlichen Mehrwert gehabt, sondern ledig­

lich die dem Netzbetreiber bekannten und auch von ihm beantragten Tatsachen in 

Form eines vorläufigen Bescheides förmlich festgehalten. Im Gegenzug hätte eine 

vorläufige Genehmigung einen Mehraufwand sowohl auf Seiten der Behörde und der 

Netzbetreiber in Form von Erstellung und Zustellung der Bescheide sowie kritischer 

Durchsicht durch die Netzbetreiber bedeutet; auch Gerichtsverfahren gegen die vor­

läufigen Festlegungen wären nicht auszuschließen. Die Beschlusskammer hat daher 

den Netzbetreibern lediglich in Form eines Schreibens Anhaltspunkte genannt, wel­

cher Betrag aufgrund des Regulierungskontosaldos bei der Verprobung zum 

01.01 .2018 einfließen sollte. Diese Hinweise wurden für alle Marktteilnehmer auf der 

Homepage der Bundesnetzagentur veröffentlicht. 
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Die Beschlusskammer sah es aus den vorgenannten Gründen als sachdienlich an, 

sämtliche Ressourcen auf die zügige Abwicklung der parallel laufenden Verwal­

tungsverfahren (Verfahren zur Festlegung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 

in der dritten Regulierungsperiode nach § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. §§ 32 Abs. 1 Nr. 1, 

Abs. 2 ARegV zu Kapitalkostenaufschlägen nach § 1Oa ARegV, Erweiterungsfakto­

ren nach§ 10 ARegV sowie Netzübergängen nach § 26 ARegV) zu verwenden. Im 

Übrigen war, wie vorstehend bereits ausgeführt, die Genehmigung des Regulie­

rungskontosaldos bei einzelnen Netzbetreibern ohne den Verfahrensabschluss von 

Erweiterungsfaktoren und Netzübergängen der Jahre 2012 bis 2016 nicht möglich. In 

die Abwägung ist auch eingeflossen, dass die zeitliche Verzögerung mit 18 Monaten 

(Berechnung ab 01.01.2018) nicht gravierend war und dem Netzbetreiber seine indi­

viduellen Antragswerte bekannt waren. 

Angesichts der sich nicht als gravierend erweisenden Verzögerung und der frühzeiti­

gen Kenntnis des Netzbetreibers von den für die Berechnung der Erlösobergrenze 

2018 maßgeblichen Werten erachtet die Beschlusskammer die rückwirkende Ge­

nehmigung des Regulierungskontosaldos und der sich daraus ergebenden Anpas­

sung der Erlösobergrenze nach sorgfältiger Berücksichtigung aller Aspekte als sinn­

vollste Lösung. 

Die Entscheidung, den Regulierungskontosaldo und die sich daraus ergebenden An­

passungsbeträge für die Jahre 2018-2022 rückwirkend zu genehmigen, ist auch ver­

hältnismäßig. Die Entscheidung dient dem legitimen öffentlichen Zweck, entspre­

chend den Vorgaben des EnWG und der ARegV den Regulierungskontosaldo aus­

zugleichen und etwaige Mehrerlöse über die Netzentgelte an die Netznutzer zurück­

zugeben bzw. zu wenig vereinnahmte Erlöse noch einnehmen zu dürfen. Die rück­

wirkende Festlegung ist hierzu geeignet. Sie ist auch erforderlich, da zum jetzigen 

Zeitpunkt ein gleich geeignetes, milderes Mittel nicht mehr zur Verfügung steht. 

7. Umgang mit nachträglichen Veränderungen der Erlösobergrenze 

Da der Saldo des Regulierungskontos zum 31.12.2016 und seine Verteilung auf die 

Kalenderjahre 2018 bis 2022 mit diesem Beschluss abschließend bestimmt werden, 

könnten nachträgliche Korrekturen der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 2012 bis 

2016 im Fall einer Bestandskraft dieser Entscheidung nicht mehr berücksichtigt wer­

den. Daher wird die Beschlusskammer notwendige Korrekturen der Erlösobergren­

zen 2012 bis 2016 in dem zum Zeitpunkt der Änderung noch offenen Regulierungs­
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- enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse ­

kontosaldo (d.h. der Regulierungskontosaldo, dessen Auflösung noch nicht ab­

schließend genehmigt wurde), unter Einbeziehung einer Verzinsung entsprechend § 

5 Abs. 2 ARegV berücksichtigen. Korrekturen können durch gerichtliche Entschei­

dungen oder einer Anpassungszusage veranlasst sein. 

III. 

Zur Frage der Kostentragung nach§ 91 EnWG ergeht ein gesonderter Bescheid . 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Beschwerde 

erhoben werden. Die Beschwerde ist bei der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, 

Telekommunikation, Post und Eisenbahnen (Hausanschrift: Tulpenfeld 4, 53113 

Bonn) einzureichen. Es genügt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist bei dem 

Oberlandesgericht Düsseldorf (Hausanschrift: Cecilienallee 3, 40474 Düsseldorf) 

eingeht. 

Die Beschwerde ist zu begründen. Die Frist für die Beschwerdebegründung beträgt 

einen Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag 

von dem oder der Vor-sitzenden des Beschwerdegerichts verlängert werden. Die 

Beschwerdebegründung muss die Erklärung, inwieweit der Beschluss angefochten 

und seine Abänderung oder Aufhebung beantragt wird, und die Angabe der Tatsa­

chen und Beweismittel, auf die sich die Beschwerde stützt, enthalten. Die Beschwer­

deschrift und die Beschwerdebegründung müssen durch einen Rechtsanwalt unter­

zeichnet sein. 
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- enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse ­

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG) 

Bonn, den 08.07.2019 

Beisitzerin als Vorsitzende 

Anne Christine Zeidler 

Beisitzer 

Roland Naas 

Beisitzerin 
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'Anlage R 


für Verteilnetzbetreiber im regulären Verfahren 


1 Vorbemerkungen 

Der Regulierungskontosaldo wurde zum 31.12.2011 berechnet und im Rahmen der 

Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der zweiten Regulierungsperiode 

berücksichtigt. Hierfür wurden gemäß § 5 Abs. 4 ARegV Zu- bzw. Abschläge auf die 

entsprechenden Erlösobergrenzen gebildet. Zur Berechnung des Regulierungskontosaldos 

zum 31 .12.2016 gemäß § 34 Abs. 4 ARegV und der entsprechenden Anpassungsbeträge 

sind zunächst die einzelnen Jahresdifferenzen 2012 bis 2016 zu bestimmen. Diese ergeben 

sich aus den einzelnen Positionen gemäß § 5 Abs. 1 ARegV (vgl. Kapitel 2). Die einzelnen 

Differenzen der Jahre 2012 bis 2016 werden in Kapitel 3 erläutert. Zuletzt wird in Kapitel 4 

die Berechnung des Regulierungskontosaldos zum 31 .12.2016 und der Annuitäten 

beschrieben. 

In der Anlage R 1 _Gesamt sind die entsprechenden Jahresdifferenzen der Jahre 2012 bis 

2016, deren Verzinsung, der Saldo zum 31 .12.2016 sowie die entsprechenden Annuitäten 

abgebildet. Die zulässigen Erlöse finden Sie in der Anlage R2, die nach dem Jahr und der 

Netznummer benannt ist. Die Anlage R2_2012-1 bezeichnet somit die zulässigen Erlöse des 

Netzes 1 des Jahres 2012. In der Anlage R3_Erzielbare Erlöse werden die erzielbaren 

Erlöse der Jahre 2012 bis 2016 in einer Übersicht dargestellt. 

2 Positionen im Regulierungs~onto 

2.1 Differenz zwischen zulässigen und erzielbaren Erlösen 

Die Differenz zwischen den nach § 4 ARegV zulässigen Erlösen und den vom Netzbetreiber 

unter Berücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwicklungen erzielbaren Erlösen (§ 5 

Abs. 1 S. 1 ARegV) sowie insbesondere die Erlösdifferenz, die sich aus der Abweichung der 

prognostizierten Mengen, die in die Verprobungsrechnung eingeflossen sind, und den 

tatsächlich realisierten Mengen ergibt, sind zu berücksichtigen. 
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Zulässige Erlöse 

Die zulässigen Erlöse bestimmen sich gemäß § 4 ARegV unter Berücksichtigung der nach § 

29 Abs.1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 1 und § 4 Abs. 2 ARegV festgelegten 

Erlösobergrenze. Dabei ist die gemäß § 4 Abs. 1, 2 ARegV bestimmte Erlösobergrenze nach 

Maßgabe von § 4 Abs. 3 bis 5 ARegV kalenderjährlich vom Netzbetreiber anzupassen. 

Bei einer Änderung von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 

S. 1 - 3 ist die festgelegte kalenderjährliche Erlösobergrenze gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 2 ARegV 

jeweils zum 01 .01. eines Kalenderjahres anzupass_en. Abzustellen ist dabei auf die jeweils im 

vorletzten Kalenderjahr entstandenen Kosten; bei Kostenanteilen nach § 11 Absatz 2 Satz 1 

Nummer 4 und 6 ist bis zum Jahr 2016 auf das Kalenderjahr abzustellen, auf das die 

Erlösobergrenze anzuwenden sein soll. 

Weiterhin können Anpassungen aufgrund von Mehr- und Mindererlösen nach § 34 Abs. 1 

ARegV i. V. m. § 10 GasNEV (Periodenübergreifende Saldierung) sowie einer 

Mehrerlösabschöpfung nach§ 34 Abs. 1 ARegV i. V. m. § 10 GasNEV (analog) erfolgen. 

Zudem können jeweils auf Antrag des Netzbetreibers gemäß § 4 Abs. 4 ARegV 

Anpassungen der Erlösobergrenze in Folge von beschiedenen Anträgen 

• 	 nach Maßgabe des § 1 O ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 ARegV) 

und 

• 	 einer nicht zumutbaren Härte gemäß§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV 

gewährt werden. Eine Anpassung gemäß § 4 Abs. 4 Nr. 1 aufgrund eines genehmigten 

Kapitalkostenaufschlags ist für die Ermittlung des Regulierungskontosaldos zum 31.12.2016 

noch nicht relevant. Der Kapitalkostenaufschlag wurde erstmals für das Jahr 2017 

genehmigt. 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze ist gemäß § 8 ARegV die Änderung des 

Verbraucherpreisgesamtindexes zu berücksichtigen. 

Eine Anpassung der kalenderjährlichen Erlösobergrenze nach § 4 Abs. 5 ARegV 

(Qualitätselement) war in den Jahren 2012 bis 2016 nicht relevant. 

Erzielbare Erlöse 

Gemäß § 5 Abs. 1 S. 1 ARegV ist die Differenz der zulässigen Erlöse und der vom 

Netzbetreiber unter Berücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwicklung erzielbaren 
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Erlöse im Regulierungskonto zu erfassen. Die erzielbaren Erlöse ermitteln sich als Produkt 

der tatsächlich im jeweiligen Jahr realisierten Absatzmengen und den zuvor im Rahmen der 

Verprobungsrechnung gemäß § 16 GasNEV ermittelten Entgelten. 

Diese werden in der Gewinn- und Verlustrechnung des jeweiligen Geschäftsjahres durch die 

Umsatzerlöse aus Netzentgelten abgebildet. Im Rahmen der Ermittlung der erzielbaren 

Erlöse hat die Beschlusskammer daher grundsätzlich auf die Umsatzerlöse zurückgegriffen. 

Hierbei wird auf die Umsatzerlöse aus Netzentgelten Gas abgestellt, wobei nachträgliche 

Korrekturen bzw. Erlösminderungen beispielsweise im Zusammenhang mit 

Rückstellungsbildungen nicht zu berücksichtigen sind. Die Beschlusskammer geht davon 

aus, dass der Netzbetreiber derartige Umsatzerlöskorrekturen vollständig angezeigt hat. 

2.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 

Nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 ARegV erfolgt eine Anpassung der kalenderjährlichen 

Erlösobergrenze jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres bei einer Änderung von 

dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 ARegV 

(erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen) auf Basis des Kalenderjahres, 

auf das die Erlösobergrenze Anwendung finden soll. Die diesbezüglich in dem jeweiligen 

Erlösobergrenzenjahr enthaltenen Ansätze sind den in diesem Kalenderjahr tatsächlich 

entstandenen Kosten gegenüberzustellen. Die so ermittelte Differenz ist im 

Regulierungskontosaldo gemäß § 5 Abs. 1 S. 2 ARegV zu berücksichtigen. 

Kostenbestandteile der Biogas- sowie der Marktraumumstellungsumlage können ebenfalls 

Bestandteil dieser Differenz sein. 

Die in der Erlösobergrenze enthaltenen bzw. tatsächlich entstandenen Kosten_ansätze für die 

erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen beziehen sich lediglich aüf die 

originäre vorgelagerte Netznutzung von vorgelagerten Netzbetreibern. Kosten für vereinbarte 

Lastflusszusagen oder für Speichernutzungen sind nicht Bestandteil der erforderlichen 

Inanspruchnahme vorgelagerter Netznutzung. 

2.3 Differenz aus Investitionsmaßnahmen 

Nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 ARegV erfolgt eine Anpassung der kalenderjährlichen 

Erlösobergrenze jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres bei einer Änderung von Kosten 

nach § 11 Abs. 2 Nr. 6 ARegV (nicht beeinflussbare Kostenteile) auf Basis des 

Kalenderjahres, auf das die Erlösobergrenze Anwendung finden soll. Ein jährlicher Plan-Ist­

Kostenabgleich ermittelt die Differenz, welche gemäß § 5 Abs. 1, 2 ARegV auf dem 

Regulierungskonto verzinst und verbucht wird. 
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2.4 Differenz aus volatilen Kostenanteilen 

Nach § 4 Abs. 3 Nr. 3 ARegV erfolgt eine Anpassung der kalenderjährlichen 

Erlösobergrenze jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres bei einer Änderung von Kosten 

nach § 11 Abs. 5 ARegV (volatile Kostenanteile für die Beschaffung von Treibenergie) auf 

Basis des Kalenderjahres, auf das die Erlösobergrenze Anwendung finden soll. Diese 

Regelung war erstmalig zum 01 .01.2011 anwendbar. Die diesbezüglich in den Jahren 2012 

bis 2016 enthaltenen Ansätze sind den tatsächlich entstandenen Kosten des jeweiligen 

Jahres gegenüberzustellen. 

Zudem besteht gemäß der Festlegung der Kosten für Lastflusszusagen c:i ls volatile 

Kostenanteilei. S. d. § 11 Abs. 5 ARegV (KOLA) (vgl. BK9-14/606) die Möglichkeit, volatile 

Kosten im Rahmen von Lastflusszusagen anzupassen. 

Die so ermittelte Differenz ist im Regulierungskontosaldo gemäß § 5 Abs. 1 S. 2 ARegV zu 

berücksichtigen. 

2.5 Differenz aus Kosten für Messung und Messstellenbetrieb 

Gemäß § 5 Abs. 1 S. 3 ARegV wird zusätzlich die Differenz zwischen den ·für das 

Kalenderjahr bei effizienter Leistungserbringung entstehenden Kosten des 

Messstellenbetriebs oder der Messung und den in der Erlösobergrenze diesbezüglich 

enthaltenen Ansätzen in das Regulierungskonto einbezogen, soweit diese Differenz durch 

Änderungen der Zahl der Anschlussnutzer, bei denen Messstellenbetrieb oder Messung 

durch den Netzbetreiber durchgeführt wird, oder Maßnahmen nach § 21 b Abs. 3a und 3b 

EnWG a. F. sowie nach§ 44 GasNZV verursacht wird. 

3 Bestimmung der Jahresdifferenzen 

3.1 Jahresdifferenz 2012 

3.1.1 Differenz zwischen zulässigen und erzielbaren Erlösen 2012 

3.1.1.1 Zulässige Erlöse 2012 

Eine detaillierte Aufgliederung der Erlösobergrenze 2012 in die einzelnen Bestandtei le der 

Erlösobergrenzenformel gemäß Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2_2012-1 . Die aus 

Sicht der Beschlusskammer korrekt angepasste Erlösobergrenze wird in der Anlage 

R2_2012-1 Zelle 182 dargestellt. 
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Änderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 

Nr.1 ARegV) 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze für das Kalenderjahr 2012 ist die Änderung 

des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen (vgl. hierzu An lage 

R2_2012-1 012 und Zeile 56). 

Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 

bis 3 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV) 

Im Rahmen seiner Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 1 ARegV hat der Netzbetreiber der 

Beschlusskammer für das Kalenderjahr 2012 Angaben hinsichtlich der Anpassung der 

kalende~ährlichen Erlösobergrenzen nach § 4 Abs. 3 ARegV sowie der den jeweiligen 

Anpassungen zugrunde liegenden Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren 

Kostenanteilen nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV gemacht. 

Folgende Anpassungen des Netzbetreibers zum 01 .01 .2012 waren aus Sicht der 

Beschlusskammer nicht anerkennungsfähig: 

Personalzusatzkosten 

In der ersten und zweiten Regulierungsperiode hat die Landesregulierungsbehörde Baden­

Württemberg zuständigkeitshalber die kalenderjährlichen Erlösobergrenzen festgelegt und 

die Überleitungsrechnung zur Anerkennung der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kosten 

durchgeführt. 

Die entsprechenden Betriebsvereinbarungen oder Tarifverträge zum relevanten Stichtag 

31 .1 2.2008 wurden der Beschlusskammer vom Netzbetreiber im Rahmen der Anträge auf 

Anpassung der Erlösobergrenze für die zweite Regulierungsperiode bzw. zur Kostenprüfung 

und damit zur Bestimmung der Überleitrechnung für die dritte Regulierungsperiode 

vorgelegt. Die Anpassungen des Netzbetreibers sind insofern dem Grunde nach 

anerkennungsfähig. 
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Im Schreiben vom 12.01.2018 findet sich eine Erläuterung des Netzbetreibers zu diesem 

Sachverhalt (siehe angehängte Datei „Anlage 2 - Zusammensetzung dnbK Antrag 2. RP 

Gas"). 

Es wurden von der Beschlusskammer folgende Kürzungen der beantragten dauerhaft nicht 

beeinflussbaren Kosten nach §11 ARegV Absatz 2 Punkt 9 vorgenommen: 

Kosten, die auf gesetzlichen Vorgaben beruhen, sind nicht in die dauerhaft nicht 

beeinflussbaren Kosten gemäß §11 Abs. 2 Nr. 9 ARegV umzugliedern. Der Betrag wurde 

daher aus den dauerhaft nicht beeinflussbaren Kosten gekürzt. 

Vergütungen für Verbesserungsvorschläge 

Bei den geltend gemachten Kosten für „Vergütungen für Verbesserungsvorschläge" in Höhe 

von -handelt es sich nicht um Kosten, die auf einer betrieblichen oder 

tarifvertraglichen Vereinbarung beruhen. Vielmehr macht der Netzbetreiber Kosten geltend, 

die einseitig gewährt werden (bspw. durch Unternehmensrichtlinie) und jederzeit wieder 

entzogen werden können, da ein arbeitsrechtlicher Anspruch auf Gewährung der Leistung 

nicht besteht. Derartige Kosten unterfallen ersichtlich nicht dem Anwendungsbereich des 

§ 11 Abs. 2 Nr. 9 ARegV, da hierdurch nur kollektivarbeitsrechtliche Vereinbarungen 

geschützt werden. Der Betrag ist insoweit zu kürzen. 

Damit ergibt sich eine Gesamtkürzung der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kosten gemäß 

§11 Absatz 2 i.H.v. 
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Anpassung aufgrund eines Sondersachverhaltes 

Mehr- und Mindererlöse nach § 34 Abs. 1 i. V. m. § 10 GasNEV (Periodenübergreifende 

Saldierung 2008) 

Die Anpassung aufgrund von Mehr- und Mindererlösen nach § 34 Abs. 1 i. V. m. § 10 

GasNEV (Periodenübergreifende Saldierung 2008) ist in Anlage R2_2012-1, Zeile 80 

dargestellt und beträgt insgesamt 253.442,75 € . Diese ergibt sich i.H.v .1 22.457,26 €aus 

dem Beschluss für die erste Regulierungsperiode und i.H.v. 130.985,49 € aus einer 

nachträglichen Erhöhung des Bescheids der Landesregulierungsbehörde Baden­

Württemberg vom 22.12.2009 zur Anpassung der Erlösobergrenzen. 

Anpassung nach Maßgabe des § 10 ARegV i.V.m. § 4 Abs. 4 S. 1 Nr.1 ARegV 

(Erweiterungsfaktor) 

Sofern die Erlösobergrenze nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) i.V.m. § 4 

Abs. 4 S. 1 Nr. 1 ARegV angepasst wurde, ist dies in der Anlage R2_2012-1 Zeile 64 

dargestellt. 

Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Härte gemäß§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV 

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund von § 4 

Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht. 

3.1.1.2 Erzielbare Erlöse 2012 

Nach Prüfung der vom Netzbetreiber mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer 

ergeben sich für das Jahr 2012 die in Anlage R3_Erzielbare Erlöse dargestellten erzielbaren 

Erlöse. 

3.1.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 2012 

Die Differenz aus vorgelagerten Netzkosten ist in der Anlage R1_Gesamt Zei len 6 und 7 

dargestellt. 

3.1.3 Differenz aus volatilen Kostenanteilen 2012 

Die Berechnung des Differenzbetrags aus volatilen Kostenanteilen wird in Anlage R1 

Gesamt Zeilen 10 und 11 dargestellt. 
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3.1.4 Differenz aus Kosten für Messung und Messstellenbetrieb 2012 

Der Netzbetreiber hat für das Kalenderjahr 2012 die Kostenveränderung für die Messung 

bzw. den Messstellenbetrieb inklusive der Maßnahmen gemäß § 21 b EnWG übermittelt. 

Diese Werte werden in der Anlage R1_ Gesamt Zeile 12 dargestellt. 

3.2 Jahresdifferenz 2013 

3.2.1 Differenz zwischen zulässigen und erzielbaren Erlösen 2013 

3.2.1.1 Zulässige Erlöse 2013 

Eine detaillierte Aufgliederung der Erlösobergrenze 2013 in die einzelnen Bestandteile der 

Erlösobergrenzenformel gemäß Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2_2013-1. Die aus 

Sicht der Beschlusskammer korrekt angepasste Erlösobergrenze wird in der Anlage 

R2_2013-1 Zelle 182 dargestellt. 

Zum 01 .01 .2013 wurde mit Aktenzeichen BK9-11 /8253-NÜ13-1 die kalenderjährliche 

Erlösobergrenze gemäß§ 26 Abs. 2 ARegV abgeändert. In den in Anlage R2_2013-1 Spalte 

1 angegebenen Beträgen ist diese Abänderung berücksichtigt. 

Änderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 5. 1 

Nr.1 ARegV) 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze für das Kalenderjahr 2013 ist die Änderung 

des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen. Gemäß § 8 

ARegV ergibt sich der Wert für die allgemeine Geldwertentwicklung aus dem durch das 

Statistische Bundesamt veröffentlichten Verbraucherpreisgesamtindex (VPI). Für die 

Bestimmung der Erlösobergrenzen nach § 4 Abs.1 ARegV wird der VPI des vorletzten 

Kalenderjahres vor dem Jahr, für das die Erlösobergrenze gilt, verwendet (VPI t). Dieser wird 

ins Verhältnis gesetzt zum VPI des Basisjahres (VPI 0). 

Basisjahr der Erlösobergrenze 2013 ist gemäß § 6 Abs. 1 ARegV das Jahr 2010. Gemäß 

Statistischem Bundesamt beträgt der VPI für das Jahr 201 O 100,00 (aufgrund der aktuellen 

Basisumstellung der Indexwerte durch das Statistische Bundesamt) und für das Jahr 2011 

102, 1 O (abrufbar im Internet unter: https://www-genesis.destatis.de/genesis/online > Suche 

nach: 61111-0001 ). Entsprechend dem Term VPI t/ VPI O der in Anlage 1 zu § 7 ARegV 

aufgeführten Regulierungsformel ergibt das Verhältnis des VPI für das Jahr 2011 zum VPI 

für das Jahr 2010 für das erste Jahr der zweiten Regulierungsperiode (2013) einen 

Inflationsfaktor in Höhe von 1,0210. Da den Netzbetreibern im Herbst 2012 für die 

Kalkulation der Netzentgelte 2013 lediglich die Indexreihe auf E;iasis des Jahres 2005 (d.h. 
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vor der Basisumstellung des Statistischen Bundesamtes) zur Verfügung stand, geht die 

Beschlusskammer für 2011 von einem 1ndexwert 102,31 aus, der sich aus der Division der 

Indexwerte 110,7 und 108,2 ergibt. Dies sind die Indexwerte für 2010 und 2011 mit dem 

Basisjahr 2005 (vergleiche hierzu Anlage R2_2013-1 D12 und Zeile 56). 

Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 

bis 3 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV) 

Im Rahmen seiner Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 1 ARegV hat der Netzbetreiber der 

Beschlusskammer für das Kalenderjahr 2013 Angaben hinsichtlich der Anpassung der 

kalenderjährlichen Erlösobergrenzen nach § 4 Abs. 3 ARegV sowie der den jeweiligen 

Anpassungen zugrunde liegenden Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren 

Kostenanteilen nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV gemacht. 

Folgende Anpassungen des Netzbetreibers zum 01 .01 .2013 waren aus Sicht der 

Beschlusskammer nicht anerkennungsfähig: 

Personalzusatzkosten 

Der Netzbetreiber hat bei der Anpassung Kosten für betriebliche und tarifvertragliche 

Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen gemäß § 11 Abs. 2 Nr. 9 

ARegV geltend gemacht. Sofern diese Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und 

Versorgungsleistungen in der Zeit vor dem 31 . Dezember 2016 abgeschlossen worden sind, 

sind diese Kosten gemäß § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 9 ARegV dauerhaft nicht beeinflussbare 

Kostenanteile. Die anerkennungsfähigen Kosten sind in Anlage R2 2013-1 Zeile 22 

dargestellt. 

Der Netzbetreiber hat im Rahmen der Anpassung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 ARegV Kosten 

geltend gemacht für Kosten hierfür wurden in der 

Überleitungsrechnung zur Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der zweiten 

Regulierungsperiode nicht als dauerhaft nicht beeinflussbar qualifiziert. 

Somit ist eine Anpassung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 ARegV gemäß des Urteils des OLG 

Düsseldorf in Sachen Creos vom 11 .11 .2015 (VI 3 Kart 118/14) nicht zulässig. Zudem ist 

davon auszugehen, dass die Kosten im Ausgangsniveau der zweiten Regulierungsperiode 

gemäß § 6 Abs. 2 ARegV als beeinflussbare oder vorübergehend nicht beeinflussbare 

Kostenanteile enthalten sind. Eine Anerkennung der vom Netzbetreiber vorgenommenen 

Anpassung käme damit einer Mehrfachberücksichtigung gleich. 
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Der Netzbetreiber hat im Rahmen der Anpassung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 ARegV Kosten 

geltend gemacht für Kosten, die auf gesetzlichen 

Vorgaben beruhen, sind nicht'in die dauerhaft nicht beeinflussbaren Kosten gemäß §11 Abs. 

2 Nr. 9 ARegV umzugliedern. Der Betrag wurde daher vollständig aus den dauerhaft nicht 

beeinflussbaren Kosten gekürzt. 

Anpassung nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 S. 1 

Nr.1 ARegV} 

Sof~rn die Erlösobergrenze nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 

S. 1 Nr. 1 ARegV) angepasst wurde, ist dies in der Anlage R2_2013-1 164 dargestellt. 

Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Härte gemäß § 4 Abs·. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV 

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund von § 4 

Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht. 

3.2.1.2 Erzielbare Erlöse 2013 

Nach Prüfung der vom Netzbetreiber mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer 

ergeben sich für das Jahr 2013 die in Anlage R3_Erzielbare Erlöse dargestellten erzielbaren 

Erlöse. 

3.2.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 2013 

Die Differenz aus vorgelagerten Netzkosten ist in der Anlage R1_Gesamt Zeilen 6 und 7 

dargestellt. 

3.2.3 Differenz aus volatilen Kostenanteilen 2013 

Die Berechnung des Differenzbetrags aus volatilen Kostenanteilen wird in Anlage R1 

Gesamt Zeilen 10 und 11 dargestellt. 

3.2.4 Differenz aus Kosten für Messung und Messstellenbetrieb 2013 

Der Netzbetreiber für das Kalenderjahr 2013 die Kostenveränderung für die Messung bzw. 

den Messstellenbetrieb inklusive der Maßnahmen gemäß § 21 b EnWG übermittelt. Diese 

Werte werden in der Anlage R1_ Gesamt Zeile 12 darge.stellt. 
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3.3 Jahresdifferenz 2014 

3.3.1 Differenz zwischen zulässigen und erzielbaren Erlösen 2014 

3.3.1.1 Zulässige Erlöse 2014 

Eine detaillierte Aufgliederung der Erlösobergrenze 2014 in die einzelnen Bestandteile der . 

Erlösobergrenzenformel gemäß Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2_2014-1 . Die aus 

Sicht der Beschlusskammer korrekt angepasste Erlösobergrenze wird in der Anlage 

R2_2014-1 Zelle 182 dargestellt. 

Änderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 

Nr. 1 ARegV) 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze für das Kalenderjahr 2014 ist die Änderung 

des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen (vgl. hierzu Anlage 

R2_2014-1 012 und Zeile 56). 

Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 

bis 3 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV) 

Im Rahmen seiner Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 1 ARegV hat der Netzbetreiber der 

Beschlusskammer für das Kalenderjahr 2014 Angaben hinsichtlich der Anpassung der 

kalenderjährlichen Erlösobergrenzen nach § 4 Abs. 3 ARegV sowie der den jeweiligen 

Anpassungen zugrunde liegenden Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren 

Kostenanteilen nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV gemacht. 

Folgende Anpassungen des Netzbetreibers zum 01 .01 .2014 waren aus Sicht der 

Beschlusskammer nicht anerkennungsfähig: 

Personalzusatzkosten 

Der Netzbetreiber hat bei der Anpassung Kosten für betriebliche und tarifvertragliche 

Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen gemäß § 11 Abs. 2 Nr. 9 

ARegV geltend gemacht. Sofern diese Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und 

Versorgungsleistungen in der Zeit vor dem 31 . Dezember 2016 abgeschlossen worden sind, 

sind diese Kosten gemäß § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 9 ARegV dauerhaft nicht beeinflussbare 

Kostenanteile. Die anerkennungsfähigen Kosten sind in Anlage R2_2014-1 Zeile 22 

dargestellt. 
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Der Netzbetreiber hat im Rahmen der Anpassung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 ARegV Kosten 

geltend gemacht für Kosten hierfür wurden in der 

Überleitungsrechnung zur Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der zweiten 

Regulierungsperiode nicht als dauerhaft nicht beeinflussbar qualifiziert. 

Somit ist eine Anpassung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 ARegV gemäß des Urteils des OLG 

Düsseldorf in Sachen Creos vom 11.11.2015 (VI 3 Kart 118/14) nicht zulässig. Zudem ist 

davon auszugehen, dass die Kosten im Ausgangsniveau der zweiten Regulierungsperiode 

gemäß § 6 Abs. 2 ARegV als beeinflussbare oder vorübergehend nicht beeinflussbare 

Kostenanteile enthalten sind. Eine Anerkennung der vom Netzbetreiber vorgenommenen 

Anpassung käme damit einer Mehrfachberücksichtigung gleich. 

Der Netzbetreiber hat im Rahmen der Anpassung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 ARegV Kosten 

geltend gemacht für asten, die auf gesetzlichen 

Vorgaben beruhen, sind nicht in die dauerhaft nicht beeinflussbaren Kosten gemäß §11 Abs. 

2 Nr. 9 ARegV umzugliedern. Der Betrag wurde daher vollständig aus den dauerhaft nicht 

beeinflussbaren Kosten gekürzt. 

Anpassung nach Maßgabe des § 1 O ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 S. 1 

Nr.1 ARegV) 

Sofern die Erlösobergrenze nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 

S. 1 Nr. 1 ARegV) angepasst wurde, ist dies in der Anlage R2_2014-1 164 dargestellt. 

Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Härte gemäß § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV 

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund von § 4 

Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht. 

3.3.1.2 Erzielbare Erlöse 2014 

Nach Prüfung der vom Netzbetreiber mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer 

ergeben sich für das Jahr 2014 die in Anlage R3_Erzielbare Erlöse dargestellten erzielbaren 

Erlöse. 

3.3.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 2014 

Die Differenz aus vorgelagerten Netzkosten ist in der Anlage R1_Gesamt Zeilen 6 und 7 

dargestellt. 
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3.3.3 Differenz aus volatilen Kostenanteilen 2014 

Die Berechnung des Differenzbetrags aus volatilen Kostenantei len wird in Anlage 

R1_Gesamt Zeilen 10 und 11 dargestellt. 

3.3.4 Differenz aus Kosten für Messung und Messstellenbetrieb 2014 

Die Kostenveränderung für die Messung bzw. den Messstellenbetrieb inklusive der 

Maßnahmen gemäß§ 21 b EnWG werden in der Anlage R1_Gesamt Zeile 12 dargestellt. 

3.4 Jahresdifferenz 2015 

3.4.1 Differenz zwischen zulässigen und erzielbaren Erlösen 2015 

3.4.1.1 Zulässige Erlöse 2015 

Eine detaillierte Aufgliederung der Erlösobergrenze 2015 in die einzelnen Bestandteile der 

Erlösobergrenzenformel gemäß Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2_2015-1 . Die aus 

Sicht der Beschlusskammer korrekt angepasste Erlösobergrenze wird in der Anlage 

R2_2015-1 Zelle 182 dargestellt. 

Änderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 

Nr. 1 ARegV) 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze für das Kalenderjahr 2015 ist die Änderung 

des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen (vgl. hierzu Anlage 

R2_2015-1 012 und Zeile 56). 

Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach§ 11 Abs. 2 S. 1 

bis 3 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV) 

Im Rahmen seiner Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 1 ARegV hat der Netzbetreiber der 

Beschlusskammer für das Kalenderjahr 2015 Angaben hinsichtlich der Anpassung der 

kalenderjährlichen Erlösobergrenzen nach § 4 Abs. 3 ARegV sowie der den jeweiligen 

Anpassungen zugrunde liegenden Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren 

Kostenanteilen nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV gemacht. 

Folgende Anpassungen des Netzbetreibers zum 01 .01 .2015 waren aus Sicht der 

Beschlusskammer nicht anerkennungsfähig: 

Personalzusatzkosten 
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Der Netzbetreiber hat bei der Anpassung Kosten für betriebliche und tarifvertragliche 

Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen gemäß § 11 Abs. 2 Nr. 9 

ARegV geltend gemacht. Sofern diese Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und 

Versorgungsleistungen in der Zeit vor dem 31. Dezember 2016 abgeschlossen worden sind, 

sind diese Kosten gemäß § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 9 ARegV dauerhaft nicht beeinflussbare 

Kostenanteile. Die anerkennungsfähigen Kosten sind in Anlage R2_2015-1 Zeile 22 

dargestellt. 

Der Netzbetreiber hat im Rahmen der Anpassung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 ARegV Kosten 

geltend gemacht für Kosten hierfür wurden in der 

Überleitungsrechnung zur Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der zweiten 

Regulierungsperiode nicht als dauerhaft nicht beeinflussbar qualifiziert. 

Somit ist eine Anpassung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 ARegV gemäß des Urteils des OLG 

Düsseldorf in Sachen Creos vom 11 .11 .2015 (VI 3 Kart 118/14) nicht zulässig. Zudem ist 

davon auszugehen, dass die Kosten im Ausgangsniveau der zweiten Regulierungsperiode 

gemäß § 6 Abs. 2 ARegV als beeinflussbare oder vorübergehend nicht beeinflussbare 

Kostenanteile enthalten sind. Eine Anerkennung der vom Netzbetreiber vorgenommenen 

Anpassung käme damit einer Mehrfachberücksichtigung gleich. 

Der Netzbetreiber hat im Rahmen der Anpassung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 ARegV Kosten 

geltend gemacht für Kosten, die auf gesetzlichen 

Vorgaben beruhen, sind nicht in die dauerhaft nicht beeinflussbaren Kosten gemäß §11 Abs. 

2 Nr. 9 ARegV umzugliedern. Der Betrag wurde daher vollständig aus den dauerhaft nicht 

beeinflussbaren Kosten gekürzt. 

Anpassung nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 S. 1 

Nr.1 ARegV) 

Sofern die Erlösobergrenze nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 

S. 1 Nr. 1 ARegV) angepasst wurde, ist dies in der Anlage R2_2015-1 1 64 dargestellt. 

Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Härte gemäß§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV 

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund von § 4 

Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht. 
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3.4.1.2 Erzielbare Erlöse 2015 

Nach Prüfung der vom Netzbetreiber mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer 

ergeben sich für das Jahr 2015 die in Anlage R3_Erzielbare Erlöse dargestellten erzielbaren 

Erlöse. 

Der Betrag von wurde aus der Position 1.1 .10 „Weitere 

Erlöse" in die Position 1.2.3 „Sonstige Erlöse, die nicht auf Netzentgelte entfallen" 

umgebucht, da es sich hierbei um einen durchlaufenden Posten handelt, der keine 

Berücksichtigung in den Netzentgelten findet. 

3.4.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 2015 

Die Differenz aus vorgelagerten Netzkosten ist in der Anlage R1_Gesamt Zeilen 6 und 7 

dargestellt. 

3.4.3 Differenz aus volatilen Kostenanteilen 2015 

Die Berechnung des Differenzbetrags aus volatilen Kostenanteilen wird in Anlage R 1 

Gesamt Zeilen 10 und 11 dargestellt. 

3.4.4 . Differenz aus Kosten für Messung und Messstellenbetrieb 2015 

Die Kostenveränderung für die Messung bzw. den Messstellenbetrieb inklusive der 

Maßnahmen gemäß§ 21 b EnWG werden in der Anlage R1_ Gesamt Zeile 12 dargestellt. 

3.5 Jahresdifferenz 2016 

3.5.1 Differenz zwischen zulässigen und erzielbaren Erlösen 2016 

3.5.1.1 Zulässige Erlöse 2016 

Eine detaillierte Aufgliederung der Erlösobergrenze 2016 in die einzelnen Bestandteile der 

Erlösobergrenzenformel gemäß Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2_2016-1 . Die aus 

Sicht der Beschlusskammer korrekt angepasste Erlösobergrenze wird in der Anlage 

R2_2016-1 Zelle 182 dargestellt. 

Änderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 

Nr. 1 ARegV) 
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Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze für das Kalende~ahr 2016 ist die Änderung 

des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen (vgl. hierzu Anlage 

R2_2016-1 D12 und Zeile 56). 

Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 

bis 3 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV) 

Im Rahmen seiner Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 1 ARegV hat der Netzbetreiber der 

Beschlusskammer für das Kalenderjahr 2016 Angaben hinsichtlich der Anpassung der 

kalenderjährlichen Erlösobergrenzen nach § 4 Abs. 3 ARegV sowie der den jeweiligen 

Anpassungen zugrunde liegenden Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren 

Kostenanteilen nach§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV gemacht. 

Folgende Anpassungen des Netzbetreibers zum 01 .01.2016 waren aus Sicht der 

Beschlusskammer nicht anerkennungsfähig: 

Personalzusatzkosten 

Der Netzbetreiber hat bei der Anpassung Kosten für betriebliche und tarifvertragliche 

Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen gemäß § 11 Abs. 2 Nr. 9 

ARegV geltend gemacht. Sofern diese Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und 

Versorgungsleistungen in der Zeit vor dem 31. Dezember 2016 abgeschlossen worden sind, 

sind diese Kosten gemäß § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 9 ARegV dauerhaft nicht beeinflussbare 

Kostenanteile. Die anerkennungsfähigen Kosten sind in Anlage R2_2016-1 Zeile 22 

dargestellt. 

Der Netzbetreiber hat im Rahmen der Anpassung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 ARegV Kosten 

geltend gemacht für Kosten hierfür wurden in der 

Überleitungsrechnung zur Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der zweiten 

Regulierungsperiode nicht als dauerhaft nicht beeinflussbar qualifiziert. 

Somit ist eine Anpassung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 ARegV gemäß des Urteils des OLG 

Düsseldorf in Sachen Creos vom 11.11.2015 {VI 3 Kart 118/14) nicht zulässig. Zudem ist 

davon auszugehen, dass die Kosten im Ausgangsniveau der zweiten Regulierungsperiode 

gemäß § 6 Abs. 2 ARegV als beeinflussbare oder vorübergehend nicht beeinflussbare 

Kostenanteile enthalten sind. Eine Anerkennung der vom Netzbetreiber vorgenommenen 

Anpassung käme damit einer Mehrfachberücksichtigung gleich. 
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Der Netzbetreiber hat im Rahmen der Anpassung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 ARegV Kosten 

geltend gemacht fü Kosten, die auf gesetzlichen 

Vorgaben beruhen, sind nicht in die dauerhaft nicht beeinflussbaren Kosten gemäß §11 Abs. 

2 Nr. 9 ARegV umzugliedern. Der Betrag wurde daher vollständig aus den dauerhaft nicht 

beeinflussbaren Kosten gekürzt. 

Anpassung nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 S. 1 

Nr.1 ARegV) 

Sofern die Erlösobergrenze nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 

S. 1 Nr. 1 ARegV) angepasst wurde, ist dies in der Anlage R2_2016-1 164 dargestellt. 

Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Härte gemäß§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV 

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund von § 4 

Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht. 

3.5.1.2 Erzielbare Erlöse 2016 

Nach Prüfung der vom Netzbetreiber mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer 

ergeben sich für das Jahr 2016 die in Anlage R3_Erzielbare Erlöse dargestellten erzielbaren 

Erlöse. 

Der Betrag von wurde aus der Position 1.1.10 „Weitere 

Erlöse" in die Position 1.2.3 .Sonstige Erlöse, die nicht auf Netzentgelte entfallen" 

umgebucht, da es sich hierbei um einen durchlaufenden Posten handelt, der keine 

Berücksichtigung in den Netzentgelten findet. 

3.5.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 2016 

Die Differenz aus vorgelagerten Netzkosten ist in der Anlage R1_Gesamt Zeilen 6 und 7 

dargestellt. 

3.5.3 Differenz aus volatilen Kostenanteilen 2016 

Die Berechnung des Differenzbetrags aus volatilen Kostenanteilen wird in Anlage R1 

Gesamt Zeilen 10 und 11 dargestellt. 

3.5.4 Differenz aus Kosten für Messung und Messstellenbetrieb 2016 

Die Kostenveränderung für die Messung bzw. den Messstellenbetrieb inklusive der 

Maßnahmen gemäß § 21 b EnWG werden in der Anlage R1_Gesamt Zeile 12 dargestellt. 
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4 	 Berechnung des Regulierungskontosaldos und Bestimmung der 

Anpassungsbeträge 

Zur Berechnung des Regulierungskontosaldos zum 31 .12.2016 sind die entsprechenden 

Differenzen der Jahre 2012 bis 2016 zu berücksichtigen. Die Differenzen der Jahre 2012 bis 

2016 sind in der Anlage R1_Gesamt Zeile D14 - H14 dargestellt. Hat der Netzbetreiber in 

den Jahren 2010 und/oder 2011 Mehrerlöse erzielt und von der optionalen Sonderlösung 

Gebrauch gemacht, ist zudem der entsprechende Anpassungsbetrag bei der Saldenbildung 

zu berücksichtigen. Der Anpassungsbetrag bei Mehrerlösen des Jahres 2010 ist in der Zelle 

022, der Anpassungsbetrag bei Mehrerlösen des Jahres 2011 ist in der Zelle E22 zu finden. 

Diese Jahresdifferenzen sind gemäß § 5 Abs. 2 ARegV zu verzinsen. Der 

Regulierungskontosaldo zum 31.12.2016 ist in der Zelle H27 angegeben. 

Aus dem berechneten Regulierungskontosaldo wird gemäß der Übergangsregelung in § 34 

Abs. 4 ARegV eine fünfjährige Annuität berechnet. Die Höhe der Annuität ist in Zelle 037­

H37 angegeben. 
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TWS Netz GmbH Betriebsnummer 12002993 

Rl Ermittlung der Zu- oder Abschläge auf die Erlösobergrenze 

Bestimmung derJahresdifferenz 2012 2013 2014 2015 2016 

Erlösobergrenze gemäß § 4 ARegV 
nach § 4 ARegV zulässige Erlöse 

erzielbare Erlöse 

8.111.873,60 10.038. 208,5 7 10.272.528,80 10.498.141,20 11.213.125,63 

Erforderliche Inanspruchnahme tatsächlich entstandene Kosten 
vorgelagerter Netzebenen gemäß §11 --------------------
Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 ARegV in EOG enthaltene Ansätze 

Volatile Kostenanteile gemäß §11 

Abs. 5 ARegV 

tatsächlich entstandene Kosten 

in EOG enthaltene Ansätze 

0,00 

0,00 

0,00 

0,00 

0,00 

0,00 

0,00 

0,00 

0, 00 

0,00 

Messung/ Messtellenbetrieb 

Sonstiges 

bei effizienter Leistungserbringung 

entstehende Kostenveränderun 

Bestimmung desRegullerungskontosaldos 
Vorjahressaldo (Anfangsbestand) 
Jahressaldo der Einzeldifferenzen 

Betr;i aus optionaler Sonderlösung 

Endbestand 

M ittelwert aus Anfangs- und Endbestand 

Zinssatz gemäß § 5 Abs. 2 ARegV 

Verzinsung des Saldos 

Gesamtsaldo nach Verzinsung 

Verteilung 

Anpassungsbetrag St 
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R2 2012·1 Nachrechnung der angepassten Erlösobergrenze durch die Bundesnetzagentur für das Kalenderjahr 2012 
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101,20 

1.0650 

0.0509 

1,0HO 

JilhrliclM Kot..,,...19Kvnb + t<b mitVPI und PF 

AnpuMlg&bewag auf Gn.n:t eines Etwe1t&rung!Clktors nach§"·§ 10 
~.v 

KAYnb.O + 1- \lt 1 KAb,O x WPtO · PF 

Eft 

.s.ttl 2von 12 



~ KodenanWle „11nb'" • ·~· mll VPt1 und Pft sowil: Eft (KAmb,0 • t 1 • V0 ir KAb,O) x (VPlllVPlO - PFQ • EF 

0 ,„ ' ---t04 
lzu-und Abtc:hllA!aufdie Erhhobe1wet1n nKh t 10 AResV O,OOI! o.oot! 

lver!ndt!ung ~v~Koat~aoterlt nach! 11 Abs . 5 AA.esV VKt-VKO 

E01 • KA*\b,l t(l<Avnb,O • ( 1 - '-1) J Kl\b,0 J • 
IWPIO • PF w EF " Ot • VKI • VKO• St 

IK•l•nderjl hrllc:lle Erl<lsolwrgrenze EOI. kalendeljaMich 



R2 2013-1 Nachntehnung der angepassten Erlösobergrenze durch die Bundesnetzagentur für das Kalenderjahr 2013 

Jahr 

20tl 

201• 

V4!rt~lungsfak10f n1ch 
§ 16Abs. t ARegV (III) 

0,20 

0.40 

vmelUlgtlUJornach 
f 18 Aba. 2 ARegV 
l\ltln<hl 

Gcnertllcr 1cklofllr:r 
Pro<ll-llholllor 
noell f 9 AAegll !PFl] 

t ,5000% 

3,0225% 

e....1.iw ru 2010 

Eflzfenzwert[EWJ 92,15% 

Verbraudlerprtilgeaambndtx nach f 6 MegV dea Jatues 2010 [VPIOI 1CO 

2015 

2016 

2017 

0,10 

0.10 

1,CO 

4.5e71% 

6.1364"% 

7.72&4% 

• E 

. . 

.. 

. . 

~ nkht bHinftu&sbare Koa~ nach 111 AN. 2 ARegV 

be-lri•b. und tllrW1t1'7a9. Vw.inb11. Z\I LOIWmnatz- Pond VenOtg\JnpSdst. (.Abld'lfuA YOr 31.12 08) 
. 9 

p1u1chalierter lnvestitioM?USchlao nach t 2~ AA1gV (Nr. 12) 

Auftl)1ung von BautostenzuschO:IHN N1tz1n1cNua1ko1tenber.ri~ (Nr. tJ} 

0.JVCrtYft nid!C ~stuft KosW'I KAdnb 

S•klo •us Netzve.r· 
lndenr.gen (Übervag)

Ko1"'1 in VKO ErtduinVKO KosteninVKt ErlöseW.VKt 

IKosten nr clc ~afungvon Trt lbtn.rgi• O,OOE 

IKolten rot L.utlu:sui~ugcn 0.00( 

s........ 0,00( 

Saldo 0.00( 

0,00( 

0,00 ( 

0.00€ 

0,00 ( 

0.00( 

0,00( 

0.00 ( 

0,00( 

1 

1 

Ollffemudervolalilen K~nftle (VKt - VKI) o,ooci o.oo tl 

Angepnsc. fOO vor Saldo •us Netnwr- Summe l.angep.aute E.00
frmittll..W'lg dervorObergeMnd n icht betinftussbarwi und der beeinftussbaren K~1ilo 

NetzverindeNnQ«1 lnchn.ngen (Üb9rtrag) nach Netivaranderung.n 

Cuarntluntcn ohne da~efhlft nicht bHln!uubar. KOS1enanttil• 

!eainftuubara Koslcn1nteil (%) 

VorObeqrehend nidlt beriiluub•er Kw.enantd [%J 

Vot(lbetpNnd nicht ~sbwu KosteNntcil J) 

JJhrlc:he nrtJbergetMnd nicht beein1hn.s1Mr.r 1191. nicht 
Nutm bttinftunbar.n f(a stanant.11 

t<Ag-ea,O • KAdnb,O 

1 -EW. 

Kllb.O 

ew. 

KAvnb.O 

1 · 111 

(1 - III)• KAl>,O 

Vt.xKAb,O 

KAvnb ,O t (1 • VI) r KAb.O 

Vat>r9uchcrpfcisgnamtindtx J. Produ'1vlt:.lkfonsctvttt 

Jlhrl~he KotlllrUlnbai„ Kvnb +Kb mit VPI und PF 

(\IP11NPIOJ • PFI 

KAvnbO• 1·vt rK.AbO x WPIO·PFI 

llP1 •010 (• \/PIOJ 

100,00 

0.01$0 

VP12011 

102.31 

1.0231 

0.0150 

1,<l0a1 

~slakttt(EF) 



----- ------- --------

lntaEonitn.rig (WtttVPtO ·PR) X EA 

~ Koa..,_..illl ~ • •b"' mit VPtt wtdPft.aawW Eft (KA."'"'1,0 • ( 1 • VQ • K.Ab.O) a (VPttNPKI • PFQ • EF 

ooo fl o.oo (! ooo t ! 

lyerfnßrung duyotat!e" Kotttn1ntd• nadt § t ' N:ll!I 5 AResV VKl·VKO 000 (J o.oo t i OOOEI 

EOl • KAdnb,t •(Mvllb,O • ( t • VQ .11 KAb,O ) i. 
~-

WPIO.FIF w EF+Ot•\IKt. \lt(.G+St 

Sactwed'lalte clt nicht von der R trun form•I O ssi werden 

.„.....u•IIK• l•ndtljlhr1k:he Er16aobergronze 



Jalv Vtf1eiMnpflktof nach 
f 1& Abs. 1 ruugv (llt) f 1S Abs. 2 AA09V 

('Jl.öndiotl 

G..-.acCcr •cktof•er 
Produklivft:r.sla).tor 

nodl t t ~V IPF•l 

201J 020 1 ,5000% 

201'4 0,"40 3.0225% 

2015 0 ,10 4.5$78% 

2DUS: 0.&0 6 .136"4% 

2017 1,00 7.728'% 

R2 2014·1 Nachrechnung der angepnsten Erlösobergl'9nze durch die Bundesnetzagentur für das Kalenderjahr 2014 

2010 

Ausgangsnivuu g1:mU t 5 >bs. 1AAt'/J 

Ellzlenzwert {EWJ 92,15'.4 

100 

104,10 

-- V--NO<h 

S•ldo -..a~.,. s.ido aua Netzver­Erlll•• ..,......,,.,, (Ko....,) Jtuf„ungen (fr1&s•) 

betrieb. 1.11d t81!.fvwtrlg V•etnbir. zu loftnzu~tz· und Vers.orp~le!st (Absdllun YOI' 31.12.08> 
Nr. ' 
Bdri~ und Ptrsan*atsüligke:il {Nt. 10) 

BtrutHusbdalng, Wthtfbil<blg, Betriebtlcindcruigeutätten {Nf. 11) 

pMJschaUerter lnv11dtlonszu:schbg nach§ 2S ARegV (Nr. 12) 

AJ.Jft6141ng von Baukosttnl!AcNiNen/Nttnn1chlt.Jsskostenb1:ftrtgen (Nr. 13] 

. ( 

.. 

.. .. 

Oaut"rhatt nkht beefnflU11ban K~ten KAdnb 

Saldo aus Heaver­
voLatie Ko1~ nach t 11 Abs.. 5 ARegV Ko.ten in VKO Er16uinVKO KosteninVKt Erl6se in VKt 

~n~ IUbtrtno> 

1Kcstcn kJr ~e BMC::Ml.lng 'IOft Treibtnefgic 

IKcsttn Clt LM~'D'" 

S..mme 

S~ldo 

0,00( 

O,OOi 

o.coe 

O.OOf 

0,00. 

0,004 

0.00( 

0 ,00( 

O.OOE 

O.ODE 

0,00( 

O.OOE 

o.ootl 0,00 (! 

1 

1 

Angepasst. E.d G vor S*do • US N.tner· awwn. (angtpia:ss.c. EOG 
Werteaus B.asisjahr Nctnerindetungen lnderungen (0benr.g) nadl Netzverln*rungen 

Beetnftua.sbarer Koetenanteil 1%) 

e~in11usabtrtt Koltenantel ~ 

Vortl~d nkht bee>infl1ss.1Nru Koswnantel JI 

*ht abgebllAtf' Td oerbe:eneussb11en Kosten 

Nicht 1bgebe&Dr beeklnu11bartr Kostien.nttil 

KAges ,O • KAdnb ,O 

1 • E'JJa 

..... o 

EW• 

KAvnb,0 

1-111 

(1 - 111) r Kllb.O 

VII KAb,O 

Jlhrid'M vorOberpMnd nktc bMirlluStba'*f' not. nicht 
KAvnb,O + 11 · V!) XK.Ab,O 

bauten beeinlluMNren KostltNntlrl 

IO(•VPIO) 

100.00 

0 ,0002 

VPI 2012 

104.10 

1.0410 

0.0302 

\ll!lf1w1UdiOfPflilQts""*1dex J. Prod.stfvitltll'orbd'litt 

Jlhlffche K.01tenan1ele K\lnb +Kb mit VPI und Pf 

(VPlllVl'Ol) • PFI 1.0108 

vnb 0 + 1· Vt X K.Ab 0 r tN'PIO • PFI 

Anpnsungsbelr1tg „,Grund Mts Erwt.ltnMlgsfliklcn nach§ 4, i 10 ER 
ARooV 

SH.a ...on 12 



lnft~ (VPIWPIO ·PA) X EFI 

Jtivldw Kost.nanlltle •wnb" • .,.,„mitVPtt UNI Pft sowi9 !Ft (KA~.o + ( 1 - V\) II KAb.O ) X (VPl1NPIO - Pfl} • EF 

QI ocotl o.ootl o.ootl 

EOt• KAd'lb,~ ~J<.Avnb.O • ( 1 • Vt) x KAb.O ) X 
INPIO- PF I EF + 01 H /Kt - VKO+ St 

Kalendtrjlhrflche ErtOsobergnmze EO!, kalenderjäMich 



R2 201 5-1 Nachrechnung der angepassten Erlöaobergrenze durch die Bundeanetzagentur für das Kalenderjahr 2015 

Baisiahr{b] 2010 

Elllziel'!ZIWrt {EWJ 92,1$'1. 

V~r1•samtindex nach§8ARegV des Jahres 2010 [VPIOJ 100 

105,70 

Dauerhaft nkhl be.eltttlu.ubareK ostenantt-ile nach f 11 Abs. 2 ARegV Wert. aus Basisjahr 

Jahr 
Vettai1Ln511faktar nach 
! 16Abs. 1 Me<J/ [V1) 

2013 0,20 

2014 0,40 

2015 0,50 

2016 o,eo 

2017 1.00 

Kosten 

V• rtdung.faJdor nllCh 
516Abs.2AA.c# 
(V!.lnd'I) 

Slldo aus Ncraver· 
in....._,(K.,...n) 

Gen•nhr se1etor.rtt 
Produktividbfaktor 
noch§ 9Me</>/ lf'Ftl 

l.~4JOO% 

3,0225% 

4,5673% 

6.13"64% 

7,72&4% 

$.ll<lo aus Netznr­
indcoungcn (Erlöst) 

l}eSetzflehe Abnahme-- undV.ergO\Jnqspftlctiten (Nr. 1} 

~bs.s?totm (Nr. 3) 

genmnigt• lnvntitionemaßneihmeo nad'I ! 23 ~'I" {Nr.6) 

betr1tb. und terif\lcr111g. Vtteit'lbar. zu lomzus.acz- l.l'ld Vettor~cist (Absd"lluu: vor 31.12.08) 

"'·. 

p11Uschatiar1cr lnvestitionuuxhbgnAch f 2.5 ARcgV (Nr. 12) 

Autkhung von Bai.1kosten~d\~n/NtUan&<:hluMkostenbtitrtgen (N<. 13) 

. ( 

. l 

.. 
D~thaft rictit beeinftussbare Kosten KAdnb 

Saldo •us NMner­volati„ l<os1enant.ilenac.h t 11 Abs.. SARegV Kosten in VKO ErföselnVKO Kosten in V1Ct Erldse in VKt 
lndctrungan (Übcrtnlg) 

I Kclsl~ &lr die Bn ehal\Jng von Tteib~gie 0,00€ 

IKoslc:n ~r la:stftussZllUgttl 0.00 ( 

Sunvr.e 0,00( 

S •Jdo 0 ,00( 

0,00( 

0 ,00€ 

O,OOE 

O,OO E 

O,QO~ 

O,QOE 

0,00 ( 

0,00' 

1 
1 

Differenz der Yol.tiJm KostcrNnkile (VKt -VKOI 0 .00 (j o.oo •I 

Ermitttung di r vorUbugimhend nicht beeinftussbarwt und der bwinnuubar.n Kosten.ant.illl 

JV,ge<.O • KA«>b.O 

81"11\n1bar~ K~t11naoleil 1"'-l 1-EWa 

Beein~bau:t Kosten1nld ~ KAb,O 

VorObergehend nicht beeinflussbarer Kostenanteil [%1 

Vorilbergehend nichl: bMinflvs1barer Kos"'1i11Üil J) KA'lmb.O 

Nichtabgf!:b1uter Teil der be-einl\a sbaren KMlcn 1 · Vt 

N~ht abgebauter bMnftuub.anr Kostlanantoil 11 • VI) • KAb,O 

AbZUbauendcr beeineussbater KO!!!lenaoleil V1 1 K.Ab,O 

Jlhrtiche vorübergehend nicht bftinrtussbarer ugl. nidn KA-mb,O +- (1 • vt) :z KAh,O
baulan beelnlluubolren Kos.t.nant1il 

Angt.paulll EOO vor S.atda ..,. Net:zver· Summt ~um EOG 
Ne:tzverinde~ven lnderuigen (Übertrag, n.1ch Netzv.rtnderungen 

Verbraud'Mrpt91sg„..nHr1du {VPll l.#ld ProctuldNiUtsfattor (Pf) 

Steiguung dH V11rbrauchelpfei:l511"l11riin~be2~ auf Bas.i~jmr 

JShrtlche Koct:enanteile K-.inb +-Kb mit VPI und PF 

VPI 

VPlt / VPIO 

(l(Avnb.O + (1 - Vth KAb.0) t IVl-'nl\JPIO - PFtl 

V?1 2010 (• VPl!J) 

100.00 

0 ,0-457 

1 

VPI 2013 

l~.70 

1,0570 

0.04S7 

1 
Anp1t$ungtbt tr1g ;iul Grund eln6 Esweil!!:rungsbicton; nach i 4 , § 10 EFl 
AAeaV 1 



lnlationitrung (Vl'IWP10 • Pfl) • EFt 

JaM;.i. Kos_,..lo"vnl>" +"b" mitVPk un<I Pf t sowie EFI (l(Amb,O • ( 1 ·\IIIXKAb.O ) X (VPIWPIO - Pfl) X Ef 

ilu- 1.#!dAbsc::N19e euf die ~uprenze n1ch 119 AAesV QI o.ooQ o.ootl 

S.ldo da R........gs-(SQ 

lvertnd•runOd411 voll1ilen Ko.!enantdenach f 11 Ab•. 5 AR!QV VK1-VKO 

EOt • KAdnb ,I •(KAvnb,0 + ( 1 • V1) • Ki'b ,O) X 
t/VPIO - PF x EF t Qt-+ VKI - VKO+ ~ 

Sonderuchv.m&llil 

Kalende~lhrtlche Ertl!aobergranze EOt. l<alende~ahrllcn 



R2 2016·1 Nachrechnung der angepassten Erlösobergrenze durch die Bundesnetzagentur für das Kalenderjahr 2016 

........... 


?au!;d\derter lnv~l1g n1ch J 2S ARegV 

2010 

!2.15% 

Vertnudlu11rei1guamtridex nach t 8 AAcgV dn Jahres 2010 (VPIOJ 100 

108,60 

.... Vertcilungsfaidof' n1c:h 
§ 16Ahs. 1 AAegV (VI) 

Vcrt9'.angsf1k:Lcw noc::h 
§ 16Aba. 2AAelfJ 
1\11.-l 

G1:nuetter1.Uota1et 
Pt~witttalRtar 

noch t t AAolfJ IPfll 

2013 0.20 1,5000% 

2014 MO J .0225% 

2015 0,60 4 ,5878% 

2016 o.ao fi,136•% 

2017 1,00 7.728.4% 

S.kfo „.Nmtnllf'• UdoanN~t!I'· 
~nicht*'innuubatt Kostenanteile nach 111 Abs. 2 ARegV W.rtll „.Basbj.tv' Koswn Erf6H :andiHwipn(Kost.nl Jnderungen (Ert6:H) 

~eAbnahme- und Verpltungspliehlen (Nr. 1} 

~s1bgaben (Nr. 2) 

Betriebnteuem (Nr. 3) 

genmnip lnvHHon1rnaiSMl'lmM nach f 2l AAcgV (Nt. 15) 

Auft~ dc8 NJzug&betragu nach 123 Abi. 21 AA1gV 

be'1eb. und l:lrir...cn-ag. VereO.._zu Lohnzuntz· l.lnd Ven.or'1'"pleisl (AbKhtuu vor 31.12.0&) 
f . 9} 

Betriebs- und P.-.onahtstMgti:eil (Nr. 10) 

p~•li•rt• lnn1titcn1nnchlag nKh t 25 AlttrJll (Nr. 12) 

Aulc)wng von B1v~otlenzu1chOu11nl Netnn1chltJslko.ta:nbeitrlgen (Nr. 13) 

- ( 

- . 
- ( 

• E 

D~ft nlchl: bc!ctinflussbare Kosten KA.dnb 

S.ldo • .,, Netrver· 
YObti1e K.ost.nane.M nach t 11 Abs. SARttV Ko&t8ninVKO Kosten SiVKt 

indcrungon (Obertral) 

JKoa:en llr die Buc:hatfl.angw:n Tteiben1t1Qe 

IKo:nen ~r l11ttu11zuugon 

Summe 

Soldo 

0.00< 

O.OOE 

0,00( 

0.00 ( 

o.ooc 

O.OO E 

o.oo• 

0,00€ 

O,DOt 

O,DOC 

0,00( 

O,OOE 

1 
1 

Oifrennz. tNt vcL1tden Kos~•ile (VKt-VKO) o,ou! o.oo<I 

An~ E:OO • or Sa.Jdo aus~ Summie ~paut. EOG 
Notzwrtndon.wtgon lndef\.llgOI\ lllbenng) naeh Netzv..........gon 

J..Wwfkhe 'f'OIOINitgehend nictrt bHinft.Jssbattr ugt. n;ctit 
KA\'nb.O -{1 ·\lt) x KAb,O 

11n b<Mlnr.issbaffn ICoswiane.I 

V~rpte•g.samdndes J . Produ~fonM:twitt 11/PlllVPKI) • Pfl 

VPI 01 (•VPiO) 

100.00 

0.061" 

1• 

108.50 

1 . ~60 

o,oe14 

1 .00~ 

J&hrliche Kos'4tnant9Ue Kvnb • Kb mit VPI und PF vnb,O • 1• Vl 1 l<Ab.0 X Kl - Pfl 

Gtumtkoaten ohne dautth•~ nkht beek\1'uss.bart Koatenantelle 

Be:Mbs~rerKosttnantel ('%] 

Wr9"rgehend nidt1 bninlunbare1 ~1('%1 

Vorßbl~ nicht betlnft.lssban-r Km1ilnant.llil J] 

Nicht aibge:bouter Teil der bteinluS&baren Kotl•n 

Nicht al>giebauter bttinnussbarerKosten.nteil 

KAQa.O • KAdnb,O 

1-EWll 

KAb,O 

EWo 

KAvnb.O 

1 - 111 

(1 - 1/1)1KAb.O 

Vtr KAb,O 

~n..,gsbe'rao u Gtund ena Elwt!Jtet\ltlQllillklo„ nech i 4. i 1 O EFI 
AAeoV 



lnllllioniaung (VP11/1/Pt0 · PR) 1 EFI 

JMhrlctW Ko.....,.._""mb• • "b• rnil VPtt und PFI aowi9 EFI (KAvnb,0 + ( 1 • Vt) s K.All;O) X(VPN'VPtO - PFIJ z EF 

fZu- und Absehllpe 11Jt cie ErMaoberqren:ze na<::h t 19 AR!9V Ot o.oOf! o.ooti 0 OOi j 

Saldo dM lllegulitNnpkontos (SIJ 

VKl-VKO 

EOt • KA,cH,,t +(l(Amb,O + ( 1 - Vt) ll KAb ,O)x 
WPIO • Pf::t ic EF t 0t t \IKt-WO+ St 

lond•n„hverhallo 

Sachvtlt!Jlt de nicht vcn def 

IKalenderjltvtlche Er16aobergrenxe 



TWS Netz GmbH Betriebsnummer 12002993 

R3 Bestimmung der erzielbaren Erlöse 

1.1 Umsatzerlöse aus Netzentgelten Gas 

1.1.1 Ausspeisepunkte ohne Leistungsmessung 

1.1.2 Ausspeisepunkte mit Leistungmessung 

1.1.3 Abrechnung 

1.1.4 Messung 

1.1.5 

1.1.6 

1.1. 7 

1.1.8 

1.1.9 

1.1.10 

1.1.11 

1.1.12 

= 

+ 

= 

Messstellenbetrieb 

Gesondertes Netzentgelt gemäß§ 20 Abs. 2 GasNEV 

Vertragsstrafen 

Preisnachlässe gemäß§ 3 KAV i.V.m. § 18 GasNEV 

Unterbrechbare und unterjährige Verträge 

Weitere Erlöse 

Konzessionsabgaben 

Sonstige Umsatzerlöse au·s Netzentgelten 

Erzielte Erlöse (1.1abzgl.1.1.11) 

Unterverprobung 

Erzielbare Erlöse 
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